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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

3 StR 443/19 
 

vom 

19. März 2020 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

1.  
 

2.  

3.  
 

 

 

 

wegen gefährlicher Körperverletzung 
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Der 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundes-

anwalts und nach Anhörung der Beschwerdeführer am 19. März 2020 gemäß 

§ 349 Abs. 2 und 4 StPO einstimmig beschlossen: 

 

1. Auf die Revisionen der Angeklagten wird das Urteil des 

Landgerichts Bad Kreuznach vom 17. April 2019 im gesam-

ten Strafausspruch mit den zugehörigen Feststellungen auf-

gehoben. 

2. Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhand-

lung und Entscheidung, auch über die Kosten der Rechtsmit-

tel, an eine andere Strafkammer des Landgerichts zurück-

verwiesen. 

3. Die weitergehenden Revisionen werden als unbegründet 

verworfen. 

 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat die Angeklagten der gefährlichen Körperverletzung 

schuldig gesprochen und den Angeklagten F.           L.           zu einer  

Freiheitsstrafe von zwei Jahren und sechs Monaten, den Angeklagten N.      

L.           unter Einbeziehung einer weiteren Strafe zu einer Gesamtfreiheits- 

strafe von zwei Jahren, vier Monaten und zwei Wochen sowie den Angeklagten 
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K.      zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und neun Monaten auf Bewäh- 

rung verurteilt. Die hiergegen gerichteten Revisionen der Angeklagten, mit de-

nen sie die Verletzung materiellen Rechts, der Angeklagte F.           L.            

zudem die Verletzung formellen Rechts, rügen, führen hinsichtlich aller Ange-

klagten zur Aufhebung des Strafausspruchs mit den zugehörigen Feststellun-

gen; im Übrigen sind sie unbegründet im Sinne des § 349 Abs. 2 StPO. 

1. Die von dem Angeklagten F.           L.           erhobenen Verfah- 

rensbeanstandungen bleiben aus den Gründen der Zuschrift des Generalbun-

desanwalts ohne Erfolg. 

2. Während die auf die Sachrüge veranlasste umfassende Überprüfung 

des Urteils zum Schuldspruch keinen Rechtsfehler zum Nachteil der Angeklag-

ten ergeben hat, erweist sich der Strafausspruch als durchgreifend rechtsfeh-

lerhaft. 

Diesbezüglich hat der Generalbundesanwalt alle drei Angeklagten betref-

fend im Wesentlichen gleichlautend wie folgt ausgeführt: 

"Durchgreifenden rechtlichen Bedenken begegnen die Erwägungen, mit 
denen die Strafkammer bei den Angeklagten eine alkoholbedingt erheb-
liche Verminderung der Einsichts- oder Steuerungsfähigkeit im Sinne des 
§ 21 StGB verneint. Auf der Grundlage der Angaben der Angeklagten 
und auch der Zeugin H.          durfte das Landgericht nicht ohne Weite- 
res von einer Berechnung der Blutalkoholkonzentration absehen. Von ihr 
ist ein Tatgericht nicht schon dann entbunden, wenn die Angaben des 
Angeklagten zum konsumierten Alkohol nicht exakt sind (BGHR StGB 
§ 21 Blutalkoholkonzentration 23). Vielmehr ist eine Berechnung der 
Blutalkoholkonzentration auf Grund von Schätzungen unter Berücksich-
tigung des Zweifelssatzes auch dann vorzunehmen, wenn die Einlassung 
des Angeklagten sowie die Bekundungen von Zeugen - wie hier der 
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Zeugin H.          - zwar keine sichere Berechnungsgrundlage ergeben,  
jedoch eine ungefähre zeitliche und mengenmäßige Eingrenzung des  
Alkoholkonsums ermöglichen (BGHR StGB § 21 Blutalkoholkonzen-
tration 29; BGH, StV 1993, 519; BGH, Beschluss vom 23. Januar 2019  
- 1 StR 448/18). Die durch die Strafkammer mitgeteilten Einlassungen 
der Angeklagten (UA S. 18 f.) waren als Berechnungsgrundlage - auch in 
Gesamtschau mit den Angaben der Zeugin H.          (UA S. 18) - nicht  
offensichtlich ungeeignet. Zumindest die Angeklagten [L.          ] hatten  
Art und Gesamtmenge des konsumierten Alkohols sowie eine noch ein-
grenzbare Konsumzeit ('im Verlaufe des Abends') angegeben. Vor die-
sem Hintergrund ist die nur auf das Vorhandensein vager Angaben zur 
Trinkmenge gestützte Begründung der insofern zwar sachverständig be-
ratenen Strafkammer, mit der sie die Möglichkeit der schätzungsweisen 
Feststellung des Blutalkoholgehalts ablehnt, nicht tragfähig, zumal sie 
sich nicht dazu verhält, warum ihr eingedenk ausreichender Anknüp-
fungstatsachen eine Berechnung der Blutalkoholkonzentration verwehrt 
war. Die Ausführungen im Urteil lassen indes besorgen (UA S. 19), dass 
das Landgericht bei seiner Beurteilung, ob die Voraussetzungen des 
§ 21 StGB vorliegen, nicht in den Blick genommen hat, dass dem Blut-
alkoholgehalt nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs bei der 
Prüfung, ob die Schuld des Täters zur Tatzeit erheblich eingeschränkt 
war, gewichtige Indizwirkung zukommt (st. Rspr.; vgl. BGHR StGB § 21 
Blutalkoholkonzentration 4, 11, 12, 13, 14, 15). Angesichts der konsu-
mierten erheblichen Mengen an Alkohol (eine Flasche Wodka; [hinsicht-
lich des Angeklagten K.      ungefähr 15 Mischgetränke mit jeweils etwa  
zwei Zentilitern im Verlaufe des Aufenthalts in der Gaststätte]) durfte die-
ser Gesichtspunkt hier nicht außer Betracht bleiben. Die vom Tatgericht 
aufgeführten Umstände wie korrektes Erfassen der entsprechenden  
Situationen und dementsprechendes Handeln wie [die mit hoher Ge-
schwindigkeit erfolgte Flucht sowie] mäßigendes Einwirken auf den An-
geklagten K.      (UA S. 19 f.) schließen die Möglichkeit einer alkohol- 
bedingt erheblich verminderten Steuerungsfähigkeit nicht aus. Planmäßi-
ges, zielstrebiges und folgerichtiges Vorgehen des Täters hat in erster 
Linie Beweiswert für die Frage der Einsichtsfähigkeit des Täters, steht 
einer erheblichen Verminderung seiner Steuerungsfähigkeit aber nicht 
entgegen (BGHR StGB § 21 Blutalkoholkonzentration 4, 11, 15). Da eine 
Schuldunfähigkeit der Angeklagten auf Grundlage der getroffenen Fest-
stellungen zum Tatgeschehen sicher nicht vorliegt, ist der Schuldspruch 
hiervon nicht betroffen." 
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Dem schließt sich der Senat unter Berücksichtigung der Besonderheiten 

des Einzelfalles an. 

Jedenfalls im Hinblick auf die detaillierten Angaben der Zeugin H.           

betreffend die Dauer des Aufenthalts der Angeklagten in der Gaststätte und die 

dortigen Trinkmengen war eine Rückrechnung zumindest zu diesem Teil des 

relevanten Konsumzeitraums möglich und erfolgversprechend. Die darüber hin-

ausgehenden landgerichtlichen Feststellungen zu der Frage des vorangegan-

genen Alkoholkonsums der Angeklagten sind unklar. Dass die Angaben der 

Angeklagten L.          , sie hätten im Verlauf des Abends jeweils eine Flasche  

Wodka konsumiert, als unglaubhaft angesehen worden sind, ist dem Urteil nicht 

zu entnehmen. Ebenso wenig ergibt sich, von welchem vorherigen Alkohol-

konsum des Angeklagten K.     , der nach Angaben der Zeugin H.          eben- 

so wie die Mitangeklagten während des Aufenthalts in dem Lokal ungefähr 

15 Mischgetränke mit jeweils etwa zwei Zentilitern hochprozentigen Alkohols 

konsumierte, die Strafkammer konkret ausgegangen ist. Zwar trifft es zu, dass 

ein Tatgericht nicht gehalten ist, seiner rechtlichen Würdigung Umstände zu-

gunsten des Angeklagten zugrunde zu legen, für deren Vorliegen das Beweis-

ergebnis keine konkreten Anhaltspunkte erbracht hat (vgl. BGH, Urteile vom 

3. Juni 2015 - 5 StR 55/15, NStZ-RR 2015, 255 f. und vom 29. September 2016  

- 4 StR 320/16, NStZ-RR 2016, 380, 381; KK-StPO/Ott, 8. Aufl., § 261 Rn. 65 

mwN); vorliegend ist allerdings angesichts der Gesamtumstände - die Zeugin 

H.          hat zumindest die Angeklagten L.           zum Zeitpunkt ihres Er- 

scheinens in der Gaststätte als bereits "gut angestochen" bezeichnet - die An-

nahme einer erheblichen Alkoholisierung - auch im Bereich einer Blutalkohol-

konzentration von 2 ‰ oder mehr - nicht ausgeschlossen. 
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Auch die weitere Beanstandung, das Landgericht habe den Beweiswert 

des planmäßigen, zielstrebigen und folgerichtigen Vorgehens der Angeklagten 

für die Beurteilung der Steuerungsfähigkeit überbewertet, greift hier durch. Das 

Hemmungsvermögen eines Täters darf - was die Strafkammer möglicherweise 

verkannt hat - nicht mit zweckrationalem Handeln gleichgesetzt werden. Sol-

ches Verhalten des Täters hat in erster Linie Beweiswert für die Frage seiner 

Einsichtsfähigkeit; es steht jedoch einer erheblichen Verminderung seiner Steu-

erungsfähigkeit nicht von vorneherein entgegen (vgl. BGH, Urteil vom 9. August 

1988 - 1 StR 231/88, BGHSt 35, 308, 311; Beschluss vom 25. November 2008  

- 5 StR 500/08, NStZ-RR 2009, 70). Ebenso wenig ist eine unauffällige Motorik 

beim Gehen und Bewegen in jedem Fall ohne weiteres geeignet, eine erhebli-

che Herabsetzung des Steuerungsvermögens zu Lasten des Angeklagten aus-

zuschließen. Insbesondere der alkoholgewohnte Täter - die Zeugin H.           

hat weiter angegeben, die Angeklagten L.           tränken des Öfteren und  

mehr als andere vertragen könnten - kann sich unter Umständen im Rausch 

noch motorisch kontrollieren und äußerlich geordnet verhalten, obwohl sein 

Hemmungsvermögen möglicherweise schon erheblich beeinträchtigt ist (vgl. 

BGH, Beschlüsse vom 2. Juli 2015 - 2 StR 146/15, NStZ-RR 2015, 367, 368 

und vom 28. Februar 2018 - 4 StR 530/17, NStZ-RR 2018, 136; Fischer, StGB, 

67. Aufl., § 20 Rn. 23a mwN). 

3. Die Aufhebung des Strafausspruchs in Bezug auf den Angeklagten 

N.     L.           hat zur Folge, dass auch der ihn betreffende Gesamtstrafen- 

ausspruch keinen Bestand haben kann. Im Hinblick auf dessen etwaige Neu-

festsetzung ist darauf hinzuweisen, dass die Ausführungen des Generalbun- 
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desanwalts zur Bemessung der Gesamtfreiheitsstrafe zwar rechtlich zutreffen, 

wegen des Verschlechterungsverbots aus § 358 Abs. 2 Satz 1 StPO eine Erhö-

hung des Gesamtstrafübels im konkreten Fall aber ausscheidet. 

Schäfer Paul Hoch 

 Anstötz Erbguth 

Vorinstanz: 

Bad Kreuznach, LG, 17.04.2019 - 1022 Js 7457/18 1 Ks 


